Antrag TEMELIN RESOLUTION an die Bundesregierung, die Bayerische Staatsregierung, die EU-Kommission und die Versammlung (Meeting of the Parties)  der Aarhus Konvention in Genf 

Die UVP Temelin 3+4 läuft Anfang Mai wieder an. In Deutschland werden über den Amtsweg nur die Bürgerinnen und Bürger der Grenzlandkreise Hof, Wunsiedel, Tirschenreuth, Neustadt an der Waldnaab, Regen, Freyung-Grafenau und Passau aufgerufen sich am Verfahren zu beteiligen. Nur in diesen Landkreisen liegen Unterlagen zur Einsichtnahme aus. Der Rest der deutschen Bevölkerung erfährt durch Zufall, oder gar nicht, dass die Unterlagen zur UVP bei den Umweltministerien in München und Dresden zur Einsichtnahme bereitliegen.  Dies widerspricht internationalem und europäischem Recht auf Nicht-Diskriminierung, auf gleiche Beteiligung und Information. Bereits die beiden bestehenden Atomreaktoren 1+2 in Temelin gefährden die Sicherheit der Bevölkerung der Stadt XYZ…. Sie sind eine Bedrohung für die Gesundheit und das Eigentum unser Bürgerinnen und Bürger. Hochdruckdampfleitungen am Reaktor  sind nach 28.8 m nicht getrennt, allein deswegen wären beide Reaktoren in Deutschland nicht genehmigungsfähig gewesen, eine Primärkühlwasserleitung direkt am Reaktor 1 wurde ohne Genehmigung durchgeführt und hält nach Angaben der Expertin für Schweißnähte der tschechischen Atomaufsichtsbehörde SUJB nicht unter Stress. Würde der geplante Ausbau Temelins um zwei weitere Reaktoren 3+4 Realität, so würde diese Gefahr noch erheblich ansteigen. 
Angesichts der Pläne zur Erweiterung des Atomreaktors Temelin um zwei neue Reaktorblöcke, sowie dem Beschluss von Frau Bundeskanzlerin Merkel und Tschechiens Ministerpräsident Necas keinen rechtlich verbindlichen Anhörungstermin in Deutschland durchzuführen und der Tatsache, dass die Stadt XYZ am Umweltverträglichkeitsverfahren (UVP) Temelin 3+4 schon im Jahre 2010 nicht korrekt beteiligt wurde, stellen die StadträtInnen von ……… den Antrag folgende Resolution zu beschließen: 

 Der Stadtrat XYZ…fordert die Bundesregierung, die Bayerische Staatsregierung, die EU-Kommission und die Versammlung der Aarhus Konvention in Genf auf
· beim laufenden UVP- Verfahren Temelin 3+4 entsprechend Aarhus Konvention Art. 3 (9), der Espoo Konvention Art. 2 (6) und UVP Direktive 85/337/EC, art. 7(5) ALLE Bürgerinnen und Bürger in Deutschland über den Amtsweg zu informieren und zu beteiligen, so wie das bisher nur in den Grenzlandkreisen geschieht. Anlage (1) und  (2)
· für die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland im aktuellen UVP-Verfahren entsprechend geltendem internationalem und europäischem Recht nach der Aarhus Konvention Art. 3 (9), der Espoo Konvention Art. 2 (6) und der UVP Direktive 85/337/EC, art. 7(5) den verbindlichen Anhörungstermin in einer mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbaren Stadt durchzuführen.(1) 
· kein geheimes Blackbox Verfahren ohne Bürgerbeteiligung zu dulden. (1)
· eine Einwendungsfrist von 60 statt 30 Tagen zu fordern, bzw. 3 Monate, da der UVP Bericht  bereits über 2000 Seiten hat. Es fehlen noch die Unterlagen für den gewählten Reaktortyp. (1)
· zu überprüfen, ob alle Einwendungen deutscher Bürgerinnen und Bürger korrekt gewertet wurden. (1)
· bei der tschechischen Regierung die Einhaltung sämtlicher internationaler Standards im Rahmen der Aarhus Konvention, der Espoo Konvention und der UVP Direktive für UVP-Verfahren zu fordern.(1)
· die zuständigen deutschen Behörden aufzufordern, den tschechischen Behörden umfangreiche Hilfestellung bei der Durchführung eines angemessenen Anhörungstermins anzubieten.

· alle rechtlichen Möglichkeiten zu nutzen, um auf dem Klageweg den Bau von weiteren Reaktoren in Temelin zu verhindern. 
· Unterstützung soll durch den Landkreistag und  Städtetag gesucht werden, um den Klageweg  vor der Aarhus Versammlung in Genf ACCC selbst zu beschreiten und Bürgerrechte einzufordern.
Begründung: Über dem deutschen UVP-Gesetz steht Europäisches Recht. Und über Europäischem Recht stehen internationale Verträge. Vor allem da, wo die EU Vertragspartei dieser internationalen Verträge ist, ist es die Europäische Kommission, die über die korrekte Umsetzung dieser internationalen Verträge wachen muss. Aber auch europäisches Recht  schreibt vor, dass deutsche Bürgerinnen und Bürger das Recht haben auf gleichwertigen Zugang zu den öffentlichen Beteiligungsverfahren in grenzübergreifenden UVP-Verfahren. Tschechien hat deswegen bereits ein Vertragsverletzungsverfahren der EU-Kommission verloren. Und da, wo es um gravierende Verletzung von Bürgerrechten geht, die durch die Aarhus Konvention garantiert werden, muss die Versammlung der Aarhus Konvention ACCC in Genf informiert werden.

Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger aus den Grenzlandkreisen haben sich im August und September 2010 am grenzüberschreitenden UVP-Verfahren zum geplanten Ausbau des Atomkraftwerks Temelin um die Blöcke 3 und 4 beteiligen können. In Deutschland wurden nur die Umweltministerien in Bayern und Sachsen am Einwendungsverfahren Temelin 3+4 beteiligt. In diesen beiden Bundesländern wurden wiederum nur die Grenzlandkreise am Einwendungsverfahren über den Amtsweg wie folgt beteiligt: Das entsprechende Landesministerium informierte die Landratsämter in den Grenzlandkreisen. Die Landratsämter informierten über den Amtsweg und die Presse die Bevölkerung. In den Landratsämtern konnten auch Personen ohne eigenen Internetzugang Einsicht in die UVP-Unterlagen nehmen. Der Rest von Deutschland, auch die Stadt XYZ… war überhaupt NICHT informiert, dass eine UVP lief. Siehe anliegende Karte Bürgerbeteiligung (2).  Die Aarhus Konvention Art. 3 (9), die Espoo Konvention Art. 2 (6)  und UVP Direktive 85/337/EC, art. 7(5) sehen aber Beteiligung und Information ohne Diskriminierung für ALLE Personen für ALLE Verfahren in „möglicherweise betroffenen Gebiete“  in den Unterzeichnerstaaten vor.  Die Aarhus Konvention wurde ratifiziert im Jahre 1998, die Espoo Konvention im Jahre 1997. Beide sind beschlossenes und gültiges Recht,  Bürgerbeteiligung wurde nie umgesetzt. Man geht davon aus, „geförderte“ Umweltschutzverbände informieren die Bevölkerung. Genau das tun diese Umweltschutzverbände nicht. Um Diskriminierung zu vermeiden und gleiche Bedingungen herzustellen, muss auf dem Amtsweg informiert werden wie in den Grenzlandkreisen.  
Bürgerinnen und Bürgern Deutschlands steht im aktuellen UVP-Verfahren Temelin 3+4 im Rahmen der Aarhus Konvention Art. 3 (9) und der Espoo Konvention Art. 2 (6) und der UVP (EIA)-Direktive 85/337/EC, art. 7(5) auch ein rechtlich verbindlicher Anhörungstermin in einer mit öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbaren Stadt (Bayerns/Deutschlands) zu. (1) Der rechtlich verbindliche Anhörungstermin für deutsche Bürgerinnen und Bürger wird nur in Budweis in Tschechien in tschechischer Sprache mit Dolmetscher stattfinden. Tatsächlich ist es nicht klar, ob dieser Anhörungstermin in Tschechien für deutsche Bürgerinnen und Bürger nicht schon vorbei sein wird, wenn die UVP in Deutschland beendet sein wird, denn Tschechien hat das UVP Verfahren bereits am 08. April 2012 beendet. Das erschwert vielen deutschen Bürgerinnen und Bürgern, ihre Einwendungen darzustellen und zu vertreten. Es sind unzumutbar lange Anfahrtswege aus Deutschland nach Budweis  in Kauf zu nehmen. Es werden sehr viele Personen aus verschiedenen Ländern erwartet, denn auch österreichische, polnische und slowakische Bürgerinnen und Bürger müssen teilnehmen können. Deswegen haben sich bereits viele Personen aus Deutschland direkt mit Busanreise im Umweltministerium in Prag angemeldet um Chaos zu vermeiden. Im SUP-Verfahren Atomprogramm Polen gab es 60.000 Einwendungen aus Deutschland, man kann sich ausrechnen wie viele Personen aus Deutschland nach Budweis fahren werden. Europäisches und internationales Recht sieht aber gleiche Behandlung und Nichtdiskriminierung  für alle europäischen Bürgerinnen und Bürger vor, daher muss ein rechtlich verbindlicher Anhörungstermin im UVP Verfahren in Deutschland angeboten werden. (1) Und zwar in der eigenen Muttersprache und an einem leicht erreichbaren Ort.  Bereits der Anhörungstermin „Frankenschnellweg“ dauerte drei Tage!!!  
Ein Blackbox Verfahren ist diskriminierend, da ohne Bürgerbeteiligung und in allen Punkten nicht öffentlich. Der Reaktortyp wird erst am 02. Juli 2012 unter vollkommenen Ausschluss der Öffentlichkeit gewählt. Diese Unterlagen fehlen völlig, müssen aber dabei sein. Und sobald diese Unterlagen dabei sind, braucht es 3 Monate Einwendungsfrist wie bei der SUP Atomprogramm Polen, denn der UVP Bericht hat jetzt bereits über 2000 Seiten und mit den Unterlagen des gewählten Reaktortyps kann eine Öffentlichkeitsbeteiligung nicht in 60 Tagen durchgeführt werden. Siehe Anlage (1)
Inzwischen verdichten sich Vermutungen, es könnten Einwendungen von BürgerInnen und Umweltschutzverbänden verschwunden sein. Und die Einwendungen, die vom unabhängigen tschechischen Gutachter im UVP Bericht kommentiert wurden, wurden nicht gewertet. In die Bewertungen des unabhängigen Gutachters sind Erfahrungen aus Tschernobyl und Fukushima auch im Jahre 2012 nicht eingeflossen.  Siehe Website UBA Wien, dort wurden alle Einwendungen von Kommunen und Personen auch aus Deutschland bereits namentlich veröffentlicht. Eine Stellungnahme von Jan Haverkamp Greenpeace international liegt über Bewertungen des unabhängigen Gutachters beim Ministerium in Prag bereits vor. Jan Haverkamp erteilt gerne Auskunft.
Die Finanzierung der Schäden durch einen Super Gau muss auch die europäische Staatengemeinschaft tragen. Tschechien hat von CEZ tatsächlich vorgesehene 300 Millionen Euro Nuklear-Haftung. In Japan gibt es  nach Greenpeace Recherchen 500 Milliarden Euro Haftungsschäden durch Fukushima. Summe nach oben offen. Japan hat keine unmittelbaren Anrainer. Tschechien kann bereits den Bau zweier Reaktoren nicht alleine finanzieren und hat deshalb Atom-Förderung aus Brüssel beantragt. Nach einer aktuellen Studie der HSBC für das AKW Belene/Bulgarien kostet EIN geplanter Reaktor vom Typ AES 2006 11,35 Milliarden Euro. Tschechien hat auch für Temelin diesen Typ in der Auswahl.  
Die Stadt XYZ… sollte zusammen mit dem Städtetag/Landkreistag die Rechte ihrer Bürgerinnen und Bürger in München, Berlin, und Brüssel einfordern und wenn nicht anders möglich, vor ACCC in Genf einklagen. Die Auswirkungen von Tschernobyl sind bis heute in  Bayern zu spüren. In einigen Regionen Deutschlands sind Pilze und Wildschweine immer noch hoch radioaktiv belastet. Da die internationalen Regelungen diesbezüglich keine Einschränkungen vorsehen, sollten die Staatsregierung und die Bundesregierung alle rechtlichen Möglichkeiten gegen den geplanten Bau der Blöcke 3 und 4 in Temelin umfassend einsetzen.
(1)Anlage 1 internationale und EU-Gesetzestexte 
Text Jan Haverkamp Greenpeace.org

Over European law also stand international treaties - and especially where the EU is party to those treaties, it is the European Commission that has to guard over their implementation. Nevertheless, also European law prescribes that Germans have the right on equivalent access to the public participation procedures in transboundary EIA procedures.

Here's the law:

Aarhus 3(9): Within the scope of the relevant provisions of this Convention, the public shall have access to information, have the possibility to participate in decision-making and have access to justice in environmental matters without discrimination as to citizenship, nationality or domicile and, in the case of a legal person, without discrimination as to where it has its registered seat or an effective centre of its activities. 

Espoo 2(6): The Party of origin shall provide, in accordance with the provisions of this Convention, an opportunity to the public in the areas likely to be affected to participate in relevant environmental impact assessment procedures regarding proposed activities and shall ensure that the opportunity provided to the public of the affected Party is equivalent to that provided to the public of the Party of origin.

EIA Directive 85/337/EC, art. 7(5). The detailed arrangements for implementing this Article may be

determined by the Member States concerned and shall be such as to enable the public concerned in the territory of the affected Member State to participate effectively in the environmental decision-making procedures referred to in Article 2(2) for the project.
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